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Alles was Recht ist: „Wir müssen reden“
Nachweis des stattgehabten Aufklärungsgesprächs
Stephanie Wiege
Neben Behandlungsfehlern werden in Arzthaftungsprozessen regelmäßig auch Aufklärungsversäumnisse vom 
Patienten gerügt. Grund hierfür ist, dass die Behandlerseite im Arzthaftungsprozess den Nachweis für die ord-
nungsgemäße Aufklärung erbringen muss. Dies ist, insbesondere wenn man nach Jahren keine (konkrete) Erin-
nerung mehr an den Patienten und/oder das mündliche Aufklärungsgespräch hat, nicht immer einfach. Wie es 
dennoch gelingt, hat das OLG Dresden mit Urteil vom 05.07.2022 (Az 4 U 657/21) entschieden.
Der Fall

Der 1956 geborene Kläger begehr-
te wegen einer vermeintlich fehler-
haften Behandlung eines Prostata-
karzinoms Schmerzensgeld und 
Schadensersatz. Am 17.8.2018 
zeigten sich auffällige Befunde 
nach sonographischer Untersu-
chung und Bestimmung des PSA-
Wertes. Der beklagte Urologe 
stellte die Diagnose zur Prostata-
biopsie. Im Anschluss erfolgte ein 
Aufklärungsgespräch unter Zuhil-
fenahme eines Aufklärungsbo-
gens. Am 28.8.2018 erfolgte die 
Biopsie. Zwei Tage später traten 
beim Kläger infolge einer Infekti-
on Fieber und Schüttelfrost auf, 
weshalb ihn der Urologe stationär 
einwies, wo er bis 6.9.2018 ver-
blieb. Die Histologie ergab ein 
Prostatakarzinom mittleren Risi-
kos, bei einem PSA-Wert von 
9,9 ng/ml. Als Ergebnis der Be-
fundbesprechung erfolgte eine 
Strahlentherapie unter Begleitung 
einer Hormontherapie. Wegen der 
Hormontherapie litt der Patient 
unter anderem an Schweißausbrü-
chen und Hitzewallungen. Nach 
Abschluss der Strahlenbehandlung 
kam es am 5.4.2019 zu einer Ma-
krohämaturie und Aufstau beider 
Nieren. Es wurden eine Harnbla-
sentamponade ausgeräumt und 
ein Dauerkatheter gelegt. Der Klä-
ger behauptete nun, die Biopsie 
sei nicht indiziert gewesen, das 
Karzinom hätte vielmehr durch 
ein MRT gesichert werden müssen. 
Über die Risiken der Biopsie und 

Alternativen hierzu sei er nicht 
aufgeklärt worden.

Das Urteil
Das sachverständig beratene OLG 
Dresden ging in seiner Entschei-
dung vom 05.07.2022 (Az 4 U 
657/21) davon aus, dass kein Be-
handlungsfehler vorlag. 

Das Gericht bestätigte, dass die In-
dikation zur Prostata-Biopsie ein-
deutig gegeben war und der im 
Behandlungszeitraum geltenden 
S3-Leitlinie entsprach. In Überein-
stimmung mit dem Sachverständi-
gen ging das Gericht davon aus, 
dass sowohl die Vorbereitung als 
auch die Durchführung der indi-
zierten Prostatabiopsie dem Fach-
arztstandard entsprachen. Auch 
die im Anschluss durchgeführte 
Hormontherapie entsprach der lex 
artis. Der Sachverständige hat 
plausibel und letztlich unwider-
sprochen angenommen, dass sie 
beim Kläger indiziert war und der 
einschlägigen S3-Leitlinie entspro-
chen hat. Danach soll bei einem 
Prostatakarzinom mittleren Risi-
kos mit einer geplanten Bestrah-
lung unter kurativer Zielsetzung 
eine adjuvante hormonablative 
Therapie zur Verbesserung des Le-
bens dem Patienten angeboten 
werden. Damit werde bezweckt, 
dass die Prostatazellen in einen 
metabolischen Schlafzustand ver-
setzt werden, um sie für die Be-
strahlungstherapie, die anschlie-
ßend durchgeführt werde, emp-

findlicher zu machen. Als Sexual-
organ seien die Zellen der Prostata 
auf Testosteronzufuhr angewie-
sen. Werde diese durch Hormon-
therapie unterbunden, würden 
die Zellen für die Bestrahlung zu-
gänglicher. Die Hormontherapie 
sei im Rahmen eines mittleren Er-
krankungsgrades, wie er hier vor-
gelegen habe, obligat. 

Ebenso wenig vermochte das OLG 
Dresden einen Aufklärungsfehler 
festzustellen. Dem beklagten Uro-
logen ist der Beweis dafür gelun-
gen, dass er über die Risiken der 
Biopsie aufgeklärt hatte. Der Klä-
ger räumte ein, dass ein Aufklä-
rungsgespräch stattgefunden hat 
und ihm der Informationsbogen 
ausgehändigt worden ist. In dem 
Aufklärungsbogen ist handschrift-
lich vermerkt, dass über eine „In-
fektion“ aufgeklärt worden ist. 
Ein solches Formular ist – sowohl 
in positiver als auch in negativer 
Hinsicht – zwar lediglich ein Indiz 
für den Inhalt des Aufklärungsge-
sprächs. Für den Nachweis einer 
ordnungsgemäßen mündlichen 
Aufklärung ist regelmäßig eine 
Anhörung bzw. Zeugeneinvernah-
me des aufklärenden Arztes erfor-
derlich. An den der Behandlungs-
seite obliegende Beweis dürfen in-
des keine überzogenen Anforde-
rungen gestellt werden. Vielmehr 
kann es zur Überzeugungsbildung 
des Gerichts im Einzelfall ausrei-
chen, wenn durch Zeugen die 
ständige Praxis einer ordnungsge-
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mäßen Aufklärung nachgewiesen 
ist, sofern ausreichende Indizien 
dafür bestehen, dass überhaupt 
ein Aufklärungsgespräch geführt 
worden ist. Der beklagte Urologe 
hat im Rahmen seiner persönli-
chen Anhörung ausgesagt, dass er 
im Gespräch bei jedem Patienten 
zunächst den Ablauf der Stanz-
biopsie erläutere und in diesem 
Zusammenhang auch auf die kon-
kreten Risiken eingehe. Dazu ver-
wende er einen Aufklärungsbo-
gen. Die Risiken, die er ausdrück-
lich anspreche, trage er dort hand-
schriftlich ein. Im Gespräch mit je-
dem Patienten erwähne er immer 
das Risiko von Nachblutungen und 
Infektionen. In diesem Zusammen-
hang erläutere er auch, dass vor 
dem Eingriff eine antibiotische 
Abschirmung verabreicht werde. 
Dies hat das Gericht für ausrei-
chend gehalten.

Des Weiteren ist der Kläger nach 
Auffassung des Gerichts korrekt 
darüber aufgeklärt worden, dass 
eine MRT-Untersuchung keine Al-
ternative zur Biopsie ist. Um eine 
solche würde es sich handeln, 
wenn mehrere medizinisch glei-
chermaßen indizierte und übliche 
Methoden zu wesentlich unter-
schiedlichen Belastungen, Risiken 
oder Heilungschancen führen kön-
nen (§ 630e Abs. 1 S. 3 BGB). Dies 
war aber nicht der Fall. Nach den 
Angaben des Sachverständigen 
bedarf es bei jeder Art von Tumor-
erkrankung neben den bildgeben-
den Verfahren auch einer histolo-
gischen Sicherung. Dies gelte na-
mentlich bei Prostatakrebs, wo auf 
der Grundlage des Gleason Score 
unter Umständen auch nur abwar-
tend therapiert werden könne. 
Der Urologe hat mit dem Kläger 
über die MRT-Untersuchung ge-
sprochen, hat sie jedoch zu Recht 
nicht als echte Alternative darge-
stellt. Es liegt im Anschluss an die 
Anhörung des Sachverständigen 

auf der Hand, dass beweisend für 
das Karzinom, insbesondere wel-
cher Typ vorliegt, nur die bioptisch 
entnommene Gewebeprobe ist.

Der Urologe hat den Kläger 
schließlich ausreichend über die 
Behandlungsalternative einer Pro-
statektomie aufgeklärt. Er hat 
dem Gericht gegenüber glaubhaft 
geschildert, mit dem Kläger diese 
Behandlungsoptionen diskutiert 
zu haben. Dieser habe sich dann 
für die Bestrahlung entschieden. 
Entgegen seiner Auffassung hätte 
ihm die Operation nicht gegen-
über der Bestrahlung als vorzugs-
würdig empfohlen werden müs-
sen. Der Sachverständige hat die 
Frage, ob wegen der individuellen 
Situation des Klägers eine beson-
dere Aufklärung hätte erfolgen 
und unbedingt eine Prostatekto-
mie hätte vorgenommen werden 
müssen, verneint. Die vorbeste-
henden Miktionsbeschwerden sei-
en kein Auswahlkriterium für oder 
gegen die Operation oder Be-
strahlung. Auch die Prostatekto-
mie berge erhebliche Risiken wie 
Inkontinenz und Impotenz. Dies 
hielt das Gericht für nachvollzieh-
bar.

Fazit
Aufklärungsfehler haben enormes 
Haftungspotenzial. Erfreulicher-
weise stellt die ständige Recht-
sprechung an den der Behand-
lungsseite obliegenden Beweis 
keine überzogenen Anforderun-
gen. Die ärztliche Dokumentation 
zum Aufklärungsgespräch, etwa in 
Form von Aufklärungsbögen, ist – 
sowohl in positiver als auch in ne-
gativer Hinsicht – ein Indiz für den 
Inhalt des Aufklärungsgesprächs. 
Sofern ausreichende Indizien be-
stehen, dass überhaupt ein Auf-
klärungsgespräch stattgefunden 
hat, kann es aber zur Überzeu-
gungsbildung des Gerichts im Ein-
zelfall ausreichen, wenn die stän-

dige Praxis einer ausreichenden 
Aufklärung durch Anhörung bzw. 
Zeugeneinvernahme des aufklä-
renden Arztes bewiesen wird, 
auch und insbesondere wenn die 
tatsächliche Erinnerung an das ge-
führte Gespräch nicht mehr prä-
sent ist. ◼
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